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U r t e i l

in dem Rechtsstreit

verkündet am ooooooooooooouaooaoooooeouooaoooooooooooooooooooo ,

26° Sept„ 4968 '

_.
Kläger und Revisionskläger,

RegoHauptsekretar
Schriftführer

, .. .
' 'Prozeßoe‘follmachtlgte=

0000OOOODOOOOOOQOOOOQOOOOO’

g e g e n

ooooaouooo ooooo ooouoooo000ooooooooooaoonoaoooouß° ,

Beklagten und Revisionsbeklagten

Der ’100 Senat des Bundessozialgerichts hat in der

mündlichen Verhandlung vom 260 September 4968 durch

Senatspräsident Dr° T e s m e r

' .
' — Vorsitzender -,

Bundesrichter Dr° S t r a u B ‚
Bundesrichter Dr„ B r o c k e ,
Bundessozialrichter Dr° B e r t h o l d und

Bundessozialrichter M 6 l l e r

für Recht erkannt:

Die SprungreVision des Klägers gegen das Urteil des

Sozialgerichts Düsseldorf vom 300 März 1966 wird

_als unbegründet zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

_ 2 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


___—_____—__——

\

Der Kläger‚ der den Beruf eines kaufmännischen Angestellten

erlernt hat und jetzt Betriebsbuchhalter bei der Firma

K; """"""""""""""wH“t""""""‘""""'an““” AG in Köln ist, bezieht wegen einer

als Schädigungsfolge im Sinne der Entstehung anerkanntenv

Lungentuberkulose vom 4° August 1947 an Rente, die gemäß

5 62 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) vom 40 Dezember

1960 an von 50 VCH° auf 40 VOH° herabgesetzt wurde° Der

Widerspruch hatte keinen Erfolg (Widerspruchsbescheid vom
25° November 4960)0 Die Klage wurde vor allem damit begrün—

det, daß eine wesentliche Besserung des Lungenleidens nicht

eingetreten sei und außerdem eine besondere berufliche

Betroffenheit i„S„ des'5 50 Abs„ 2 BVG vorliege, weil wegen
des Lungenleidens der Beruf eines Bilanzbuchhalters und

Helfers in Steuersachen nicht erreicht werden könne° Nach

Erhebung der Klage entschied das Versorgungsamt (VersorgA)

auf Grund einer erneuten versorgungsärztlichen Begutachtung

gemäß 5 40 des Verwaltungsverfahrensgesetzés (VeerG); daß

die Rente nach einer Minderung der Erwerbsfäbigkeit (MdB)

um 50 VQH„ auch über den 300 November 1960 hinaus zu zahlen

seio Dem Kläger wurde ferner in einem Vergleichsangebot

eine Entscheidung über den Antrag auf Erhöhung der MdE

wegen besonderer beruflicher Betroffenheit gemäß % 50
Abs„ 2 Buchsto c BVG zugesagt9 worauf dieser unter Annahme

des Angebots die Klage zurücknahm„ Das VersorgA lehnte nach

Einholung einer Auskunft der Firma KÜIILWIXMWIIIIIZLJWÄ """""".
AG mit Bescheid vom 41 März 4965 die Erhöhung der MdB von
50 auf 60 qu° wegen besonderer beruflicher Betroffenheit

ab, weil der Kläger nach der versorgungsärztlichen Beur—

teilung vom 26° Februar 4962 seinen erlernten Beruf trotz

der Schädigung ohne wesentliche Behinderung ausüben könne

und nach der genannten Auskunft auch in seiner derzeitigen

Tätigkeit als Betriebsbuchhalter keinen Einkommensverlust

erleide° Der Widerspruch und die Klage hatten keinen Erfolge
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Das Sozialgericht (SG) hat in seinem Urteil vom 50, März

4966 ausgeführt, die VorauSSetzungen des 5 50 Abs° 2 Buchst°

a und b BVG idF des 4° Gesetzes zur Änderung und Ergänzung

des Kriegsopferrechts (4° NOG) seien nicht gegeben, weil

der Kläger seinen erlernten Beruf noch ausübe und in diesem

Beruf weder nach dem Gutachten der ärztlichen Sachverstän—

_
digen vom 25, November 4965 noch nach der Auskunft seiner

Firma vom 90 Oktober 4962 in einem wesentlich höheren Grad

als im allgemeinen Erwerbsleben erwerbsgemindert sei„ Der

Kläger sei zwar durch die Art seiner Schädigung am weiteren

beruflichen Aufstieg gehindert, weil er höhere Stellungen

'als Bilanzbuchhalter oder als Betriebswirt nur nach ent—

sprechender Weiterbildung durch Abendkurse oder ein sechs—

semestriges Studium an einer höheren Wirtschaftsfachschule

erlangen könne, die jedoch nach Ansicht der ärztlichen

Sachverständigen Dreso R;ZZ„und WEIIIT und Dr{) HEIZSIIIIi

nur auf Kosten der Gesundheit möglich seieno Gleichwohl

könne @ 50 Abs° 2 Buchst„ c BVG keine Anwendung finden„
Als angestrebter Beruf könne nur der des Bilanzbuchhalters
berücksichtigt werden, den der Kläger in seiner Klage—

schrift vom 70 Dezember 4960 und in seinem Schriftsatz.

vom 80 Mai 4962 allein genannt habe und dem nach seinen

*Erklärungen in der Sitzung vom 4° Dezember 4964 allein

seine Bemühungen gegolten hätten° Der Beruf eines Betriebs—

_
wirts müsse dagegen außer Betracht bleiben, weil dieser

ein Studium an einer höheren Wirtschaftsfachschule voraus;

setze, die Zulassung zu diesem Studium aber von der Fach—

schulreife abhängig sei, die der Kläger, der nur die
Volksschule besucht habe, nicht besitze und auch nicht zu.

erlangen trachteteo Dagegen hätte dieser entsprechend

seinen Fähigkeiten, seinen Kenntnissen und der bisher

gezeigten Zielstrebigkeit ohne die Schädigungsfolgen den

Beruf eines Bilanzbuchhalters oder Helfers in Steuersachen

erreichen können„ Mit diesen Tätigkeiten sei aber im Ver-

gleich mit der derzeitigen Tätigkeit als Betriebsbuchhalter

ein sozial und wirtschaftlich wesentlicher Aufstieg nicht
/
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verbunden° Das derzeitige monatliche Bruttogehalt betrage

40535,— DM° Dazu komme die Grundrente von monatlich 80,— DM°

Das Gehalt des Bilanzbuchhalters würde nach den Angaben des

Zeugen K::Ii wahrscheinlich um 200,— DM monatlich höher seino

Die Steigerung um etwa 420,— DM bis 450,— DM monatlich
könne jedoch im Vergleich mit dem derzeitigen Einkommen

nicht als wesentlich bezeichnet werden (vgl„ Urteile des

Bundessozialgerichts —BSG—vom 6„ Oktober und 240 November

4965)° Das SG hat die Berufung wegen der grundsätzlichen

Bedeutung der Rechtssache zugelassen„

Gegen dieses Urteil hat der Kläger mit Schriftsatz vom
540 Mai 4966, der beim BSG am 40 Juni 4966 eingegangen

'ist, Sprungrevision eingelegt und die schriftliche Er—'

klärung des Beklagten beigefügt, in der dieser sich mit

der Durchführung der Sprungrevision einverstanden erklärt°

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des SG Düsseldorf

vom 500 März 4966 und unter Abänderung der

'Bescheide vom 440 März und 46° Juli 4965 den
. Beklagten zu verurteilen, dem Kläger unter

Berücksichtigung einer besonderen beruflichen

Betroffenheit vom 4° Dezember 4960 eine Rente

nach einer MdB um 60 VDH° zu gewähren°

In der Revisionsbegründung vom 2° Juni 4966, die am
50 Juni 4966 beim BSG eingegangen ist, rügt der Kläger

eine unrichtige Anwendung des 5 50 Abs„ 2 Buchsto 0 BVG
idF des 4„ NOG sowie eine Verletzung des 5 405 SGGO Er

ist der Auffassung, die Voraussetzungen des 5 50 Abs° 2

Buchst° c BVG seien immer dann erfüllt, wenn der Beschä-

digte infolge seiner Schädigung objektiv am weiteren

Aufstieg in seinem Beruf gehindert ist° Diese Voraus—

Setzung liege vor„ Das SG habe ausdrücklich festgestellt,
daß der Kläger durch die Art der Schädigungsfolgen am

weiteren Aufstieg in seinem Beruf gehindert ist „„.
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_

und. mindestens den angestrebten Beruf eines Bilanzbuch—
halters oder Helfers in Steuersachen erreicht hätteo Allein

auf Grund dieser Feststellungen hätte gemäß % 50 Abs„ 2

Buchst° c BVG die MdE erhöht werden müsSen‚ ohne daß es
auf den wirtschaftlichen Erfolg des Aufstiegs ankomme°

Die Feststellung des SG‚ daß durch die Verhinderung des

weiteren Aufstieges ein sozial und wirtschaftlich wesent—

licher Schaden nicht entstanden sei, beruhe auf einer un—
genügenden Klärung der für die soziale Beurteilung des

Aufstieges zum Bilanzbuchhalter oder Helfer in Steuer—

sachen erheblichen Tatsachen° Das SG habe nämlich nicht}

beachtet, daß diese Berufe auch selbständig ausgeübt werden

könnten und schon aus diesem Grunde ein wesentlich höheres

soziales Ansehen verliehen als dem als Angestellten tätigen
Betriébsbuchhalter° Dies hätte durch eine Anfrage bei einer

berufsständischen Organisation oder der Industrie— und

Handelskammer geklärt werden können° Durch den verhinderten

Aufstieg in dem angestrebten Beruf sei dem Kläger aber auch

ein nicht unwesentlicher Schaden entstanden„ Selbst wenn

es nach 5 30 Abs'° 2 Buchst„ c BVG auch auf den wirtschaft—

lichen Erfolg des beruflichen Aufstieges ankomme‚ könne
.

jedenfalls ohne Klärung der persönlichen Verhältnisse des

Klägers eine monatliche Einbuße von 420‚— DM bis 450,— DM.
bei einem Bruttogehalt von monatlich 4„555‚— DM nicht als

wirtschaftlich nicht wesentlich bezeichnet werden° Das SG

hätte vielmehr die wirtschaftlichen Verhältnisse prüfen

und die aus dem Bruttogehalt zu bestreitenden finanziellen

Verpflichtungen feststellen müssen, die für das schädi—

gungsbedingte Lungenleiden besondere Aufwendungen ergeben

hätten, die nach Abzug der übrigen Verpflichtungen nur '

einen Betrag übrig lassen, im Vergleich mit dem ein Mehr—
verdienst von 4005— DM bis 450‚— DM monatlich als eine

wesentliche wirtschaftliche Einbuße betrachtet werden muß°

Die Rechtsauffassung des SG widerspreche dem Willen des
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Gesetzgebers auch deshalb, weil ein Schwerbeschädigter

nach 5 30 Absm 5 BVG idF des 2„ NOGauch dann einen
Berufsschadensausgleich erhalte, wenn sein Einkommens—

verlust infolge der Schädigungsfolgen monatlich mindestens

75,— DM betrageo Es sei nicht einzusehen, daß dann ein
Schwerbeschädigter, der am weiteren Aufstieg in seinem

Beruf gehindert ist und dadurch eine monatliche Geld—

einbuße von 420,— DM bis 450‚— DM erleidet, nicht wenig—
Vstens beruflich besonders betroffen i„S„ des 5 50 Abs° 2

Buchsto c BVG sei und eine durch um 40 voH„ erhöhte Rente

erhalten dürfte°

_
Der Beklagte beantragt,

die Sprungrevision des Klägers gegen das

Urteil des SG Düsseldorf vom 50° März 4966

als unbegründet zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil im Ergebnis für zutreffend°

Eine Erhöhung der MdB nach 5 50 Abso 2 BVG sei im übrigen
auch durch @ 50 Abso 6 BVG ausgeschlossen, weil mögliche
und zumutbare berufsfördernde Maßnahmen, die Vorrang vor

der Erhöhung der MdB gemäß 9 50 Abs„ 2 BVG haben, aus
Gründen gescheitert Sind, die der Kläger zu vertreten hat;

Die Sprungrevision des Klägers ist statthaft°

Nach 5 464 Abs„ 4 SGG kann gegen das nach 5 450 SGG mit'

der Berufung anfechtbare Urteil des SG unter Umgehung des

Berufungsverfahrens die Revision unmittelbar beim BSG

eingelegt werden (Sprungrevision), wenn der Rechtsmittel—

gegner einwilligt° Diese Voraussetzungen sind erfüllte

Die Berufung ist nach 5 450 Nr„ 4 SGG zugelassen worden
‘und die schriftliche Einwilligungserklärung des Beklagten

liegt vor° Die sonach statthafte Sprungrevision ist auch

form— und fristgerecht eingelegt und begründet worden„

Die sonaoh zulässige (55 464, 466 SGG) Sprungrevision ist

aber nicht begründet° '
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Angefochten ist der Bescheid vom 440 März 4965, mit dem

die Versorgungsverwaltung die Erhöhung der MdB wegen be—

sonderer beruflicher Betroffenheit im Sinne des 5 50
Abs° 2 Buchst° 0 BVG abgelehnt hat, weil der Kläger in

seiner derzeitigen Tätigkeit als Betriebsbuchhalter keine

wirtschaftliche Einbuße erleidet und nach entsprechender

Weiterbildung auch in eine höhere Stellung aufsteigen

kann, Obwohl in dem vorhergehenden Bescheid die Rente

bereits von 40 V,Ho auf 50 VOH° erhöht und dieser Bescheid

durch die Zurücknahme der Klage bindend geworden war, ist,

die Ablehnung des Antrages auf Erhöhung der MdE gemo @ 50

Abs, 2 BVG kein Bescheid nach 5 40 Abs° 4 des Gesetzes

‚
über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung°

Die Entscheidung über die gem„ 5 30 Abs° 2 BVG begehrte

Erhöhung der MdE war in dem Vergleich, der das vorausge—'

gangene Verfahren abschloß, vielmehr ausdrücklich einem

besonderen Bescheid vorbehalten° Die Versorgungsverwaltung

hatte demgemäß ungeachtet früherer Entscheidungen geprüft,

ob dem Beschädigten eine höhere Rente wegen besonderer

Betroffenheit in seinem Beruf zusteht, und hat diese Er-

höhung abgelehnto Es handelt sich bei dieser Ablehnung um

einen auf Grund neuer sachlicher Prüfung ergangenen

Bescheid (vgl° BSG 45, 48)„

Die Rechtmäßigkeit dieses angefochtenen Bescheides hängt
von der Frage ab, ob der Kläger die Voraussetzungen für

eine Erhöhung der MdE gemäß @ 30 Abs„ 2 Buchstc 0 BVG in

der hier anwendbaren Fassung des 40 NOG vom 27„ Juni 4960

(BGBl I 455) erfüllto Nach 5 50 Abs„ 4 BVG idF des 40 NOG

ist die MdB grundsätzlich nach der körperlichen Beeinträch—

tigung im allgemeinen Erwerbsleben zu beurteilen, Nach

Abs° 2 Satz 4 ist die MdE höher zu bewerten, wenn der

Beschädigte durch die Art der Schädigungsfolgen in seinem

vor der Schädigung ausgeübten, begonnenen, derzeitigen

oder nachweisbar angestrebten Beruf besonders betroffen

ist, Dies ist nach der Rechtsprechung des BSG (vglo BSG
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40, 69; BSG in SozR BVG @ 50 Nro ? und 8; BSG in BVB1 4960,
54) dann der Fall, wenn der Beschädigte infolge der

Schädigung berufliche Nachteile erleidet, die sozial oder
Awirtschaftlich das Maß der körperlichen Beeinträchtigung

im allgemeinen Erwerbsleben wesentlich übersteigeno Nach
15 50 Abs„ 2 Satz 2 Buchst° a bis c BVG ist der Beschädigte
besonders betroffen, wenn er

a) infolge der Schädigung weder seinen bisher ausge—

,
übten, begonnenen oder den nachweisbar angestrebten,

noch einen sozial gleichwertigen Beruf ausüben kann,

'.b) zwar seinen vor der Schädigung ausgeübten oder be—
gonnenen Beruf weiter ausübt oder den nachweisbar

angestrebten Beruf erreicht hat, in diesem Beruf
2 durch die Art der Schädigungsfolgen aber in einem

wesentlich höheren Grad als im allgemeinen Erwerbs—

leben erwerbsgemindert ist und

c) infolge der Schädigung nachweisbar am weiteren

Aufstieg in seinem Beruf gehindert ist,

Diese durch das 4„ NOGdem5 30 Abs; 2 BVGeingefügte
Ergänzung bildet keine Ausnahme von dem nach Satz 4 grund—

sätzlich erforderlichen Nachweis eines besonderen beruf—

lichen Betroffenseins° Sie bedeutet insbesondere nicht,

’daß die Voraussetzungen für eine Erhöhung der MdE in den

genannten Fällen immer dann erfüllt sein sollen, wenn die

beschriebenen Tatbestände objektiv vorliegeno Auch in

diesen Fällen steht dem Beschädigten eine Erhöhung der

MdE vielmehr nur zu, wenn die in diesen Tatbeständen be?

schriebenen beruflichen Nachteile ihn subjektiv "besonders"

treffen, weil sie in sozialer oder wirtschaftlicher Hinsicht

das Maß der körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen

Erwerbsleben wesentlich übersteigen° Die gleichen Merkmale,

die für das besondere berufliche Betroffensein im Sinne

des 5 50 Abs, 2 Satz 1 BVGmaßgebend sind, gelten auch für
das besondere berufliche Betroffensein im Sinne des

Satzes 2° Diese Auslegung entspricht dem den Absatz 2 des

_ 9 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9_

5 30 BVG beherrschenden System, das die Berücksichtigung

beruflicher Nachteile bei der Bewertung der MdB nur zuläßt„

wenn der Beschädigte dadurch in besonderem Maße betroffen

wird° Zweck des 5 50 Abs° 2 BVG ist es‚ im Einzelfall auch

den Einfluß der schädigungsfolgen auf die Berufsausübung

zu berücksichtigen, wenn die Bewertung der Körperschäden

nach allgemeinen Grundsätzen, entsprechend dem Grad der

Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben, nicht ausreicht?

um die beruflichen Naehteile auszugleichen, die dem Beschä—

digten aus der Schädigung erwachsen (vgl„ BSG in BVBl 4960

So 54; van Nuis/Vorberg, Das Recht der Kriegsbeschädigten
und Kriegshinterbliebenen‚ IV° Teil S„ ’l'7)° Dieser Ausgleich

setzt aber stets vorauS‚ daß der Beschädigte durch die Art
seiner Schädigungsfolgen beruflich besonders betroffen ist

und von der allgemeinen Bewertung der MdB nicht erfaßte
berufliche Nachteile erleideta Da die wirtschaftlichen

Folgen der Schädigung auch bei der Festsetzung des Grades

der MdB nach der körperlichen Beeinträchtigung im allgemei—

nen Erwerbsleben Berücksichtigung finden und die Erhöhung

der MdE nach 5 30 Abs° 2 BVG nur dem Ausgleich beruflicher
Nachteile dient‚ die den Beschädigten besonders treffen,
kann nicht jeder berufliche Nachteil‚ sondern nur ein

solcher zur höheren Bewertung der MdE führen, der das Maß

‘

der körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbs—

leben "wesentlich" über8teigt° Demzufolge ist nach 5 50
Abs„ 2 Satz 2 BUChSÜo a und b BVG eine Erhöhung der MdB

nur zulässig, soweit der Beschädigte.dadurch besonders be—

troffen ist, daß er inf01ge der Schädigung den früheren‚
begonnenen oder angestrebten Beruf oder einen sozial gleich—

wertigen Beruf überhaupt nicht ausübenkann oder in dem '
aus%eübten oder erreichten Beruf in einem wesentlich höheren

Grad als im allgemeinen Erwerbsleben erwerbsgemindert ist°

In diesem Falle ist der Beschädigte nur dann besonders be—

treffen, wenn mit seiner Schädigung berufliche Nachteile
verbunden sind, die den Grad der Bewertung der MdB im allge—

meinen Erwerbsleben erheblich überschreiteno Ist die Erhöhung
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der MdB nach 5 50 Abs° 2 BVG aber grundsätzlich davon ab—

hängig, daß der Beschädigte in seinem Beruf besonders be—

troffen ist, und ist diese Voraussetzung nur erfüllt, wenn
die mit der Schädigung verbundenen Nachteile zu einer

wesentlich höheren Erwerbsminderung als nach der körper—

lichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben führen,

so kann auch eine Verhinderung des weiteren Aufstieges

die Erhöhung der MdB nur dann rechtfertigen, wenn dieser

Aufstieg mit sozial oder wirtschaftlich wesentlichen Vortei-

len verbunden ist, durch deren Versagung der Beschädigte

besonders betroffen wird°

'Bci der Entscheidung hierüber ist im vorliegenden Fall von
den Feststellungen des SG auszugehen, daß der Kläger infolge

seiner Schädigung am Aufstieg vom Betriebsbuchhalter zum

Bilanzbuchhalter gehindert ist° Nicht angegriffen ist auch
die Feststellung, daß der Unterschied zwischen dem Einkom—

men eines Betriebsbuchhalters und dem eines Bilanzbuchhalters

200,— DM beträgt° Der Kläger bringt vor, das SG hätte bei

der Bewertung dieses Unterschiedes auch die finanziellen

Verpflichtungen des Klägers, insbesondere dessen Aufwen—

dungen für die als Schädigungsfolge anerkannte Lungen—

tuberkulose, klären müssen° Diese Rüge ist aber nicht hin—

reichend substantiiert (@ 464 Abs() 2 Satz 2 SGG), um eine

Verletzung des 5 405 SGGdarzutun° Im übrigen war das SG

zur Klärung der für die Lungentuberkulose erforderlichen

AufwendUngen auch nicht verpflichtet, weil diese grundsätz—

lich durch die Anerkennung der Gesundheitsstörung und die }

damit verbundene Heilbehandlung sowie durch die Gewährung '

der Rente abgegolten werden„ Soweit der Beklagte auch in

der Erwiderung zur Revisionsbegründung auf die am Verhalten

des Klägers gescheiterten berufsfördernden Maßnahmen hin—

gewiesen hat, dienen diese Ausführungen nicht einem Angriff

gegen Feststellungen des SG, sondern nur der Begründung der

auf € 50 Abs° 6 BVG gestützten Rechtsauffassung des Be—
klagten° Ist sonach von den nicht oder erfolglos ange—
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griffenen Feststellungen des SG auszugehen, daß mit dem

verhinderten Aufstieg vom Betriebsbuchhalter zum Bilanz—

buchhalter dem Kläger eine zu erwartende Steigerung des

Gehaltes um 200,— DM entgangen ist, so hat das SG zutref—

fend gefolgert, daß der Kläger dadurch nicht sozial oder

wirtschaftlich wesentlich getroffen ist° Zwischen beiden

Tätigkeiten besteht in sozialer Hinsicht überhaupt kein

nennenswerter Unterschied° Mit dem Aufstieg zum Bilanz—
_buchhalter ist ein höherer sozialer Rang nicht verbunden°

Die Möglichkeit einer selbständigen Ausübung des Berufes

als Bilanzbuchhalter kann dabei nicht in BetraCht gezogen

werden, weil nach 5 50 Abs° 2 Satz 2 Buchsto 0 BVG ein
Vergleich im Rahmen des weiteren Aufstieges nur mit Tätig-

keiten möglich ist, die in der durch den ausgeübten Beruf_

vorgezeichneten Richtung liegen° Der Kläger hat seinen :

Beruf aber immer nur als Angestellter ausgeübt und nur in

diesem Rahmen die Beförderung zum Bilanzbuchhalter ange—

strebt° ’

Auch der wirtschaftliche Unterschied, der sich in der

unterschiedlichen Höhe der Gehälter ausprägt, genügt nicht,

um den Kläger als beruflich besonders betroffen zu bezeich—

neno Wie der erkennende Senat schon in seinem Urteil vom

60 Oktober 4965 — 40 RV 699/63 — entschieden hat, ist die

besondere berufliche Betroffenheit in wirtschaftlicher

Hinsicht nach den gleichen Grundsätzen zu beurteile, wie

sie der 5° Senat des BSG zur Frage der wirtschaftlichen
Gleichwertigkeit von Tätigkeiten in BSG 5, 474 dargelegt

hat° Danach liegt bei einem monatlichen Verdienst von

454,25 DM ein monatliches Mindereinkommen von 84,75 DM
noch innerhalb der Grenzen des im wesentlichen wirtschaft—

lich gleichwertigen Einkommens, während ein Lohnunterschied

von 400 DM und mehr diese Grenze überschreiten würdeo Es

kommt nicht allein auf den absoluten Hundertsatz des Minder-

verdienstes, sondern zumindest ebenso entscheidend auf die

absolute Höhe der Differenz an, wobei bei geringen Ein“
kommen auch prozentual näher beieinanderliegende Vergleichs—
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beträge nicht mehr als im wesentlichen gleichwertig ange—
sehen werden° Wenn nach dieser vom erkennenden Senat ge—

billigten Ansicht bei einem monatlichen Verdienst von

rund 450,— DM eine Einbuße von rund 80,— DM (rund 48 %)

noch innerhalb der Grenzen des im wesentlichen wirtschaft—

lich gleichwertigen Einkommens liegt, so ist diese Grenze

bei dem Kläger im Hinblick auf seinen höheren Monatsver—

dienst von 1555‚— DM als Betriebsbuchhalter bei einer

Einbuße von 200‚—.DM (rund 45 %) gegenüber dem Gehalt eines
Bilanzbuchhalters noch nicht überschritten° Dabei kann

dahingeetellt bleiben, ob bei der Beurteilung der wirt—
schaftlichen Gleichwertigkeit von dem vollen Gehalts—

’unterschied oder nur von dem um die Grundrente gekürzten

Unterschiedsbetrag auszugehen ist(] Wie vorher dargelegt„

ist auch ohne Berücksichtigung der Grundrente die durch
die Beförderung zum Bilanzbuchhalter erreichbare Steigerung

‘des Einkommens nicht als wirtschaftlich wesentlich anzu—

sehen, so daß die Erhöhung der MdE wegen besonderen beruf—

lichen Betroffenseines nicht gerechtfertigt ist°

Sind somit die Voraussetzungen einer Erhöhung der MdB nach

5 50 Abs„ 2 BVG nicht erfüllt, so erübrigt sich jede Ere
örterung über die Möglichkeit und Zumutbarkeit des in
5 50 Abs° 6 BVG vorgeschriebenen Versuches eines Aus—

gleichs beruflicher Nachteile durch berufsfördernde Maß—

—nahmenim Sinne des 5 26 BVG„

Das SG hat sonach @ 50 Abs° 2 Satz 2 Buchst„ 0 BVG
richtig angewandt° Die Sprungrevision des Klägers ist

nicht begründet und war daher zurückzuweisen

(@ 470 Abs° 4 Satz 4 SGG)°
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